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BI-BAYERN-Netzwerk
Bürgerinitiativen gegen ungerechte Kommunalabgaben

www.anti-STRABS-net.de

(ehemals VerBiB.com)
Sprecher:

Werner E. Niederdraenk – Heinrich Kellermann – Dr. Rainer Gottwald – Josef Butzmann

Wird bei der zugesagten Abschaffung der STRABS im Landtag wieder getrickst? 

Nachstehende Mail gibt bestimmt Anlass zur Besorgnis- eigentlich wäre es gut wenn schon in wenigen Wochen Landtagswahl stattfände!! Die CSU -Machthaber denken wohl gar nicht etwas zu ändern und wenn dann wird neue -Schröpfmethode mit den Kommunalverbänden gesucht!! 
Gruß Butzmann 

*_Pressemitteilung vom 03. April 2018_**_ 
_* 
Bereits zum dritten Mal war MdL Florian Streibl (Freie Wähler) Gast bei einer Montagsdemo gegen die Strabs in Schongau. Er berichtete den etwa 100 Teilnehmern der 21. Montagsdemo über den aktuellen Stand der Dinge. Bisher stehe der Gesetzentwurf der CSU zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes noch nicht auf der Tagesordnung der ersten Sitzung des Landtags nach den Osterferien am 10. April. Wenn ein neues Gesetz zur Strabs noch vor der Sommerpause beschlossen werden solle, sei es jedoch allerhöchste Zeit dafür. Die notwendigen Beratungen bis zur Verabschiedung des Gesetzes, so Florian Streibl, würden ja auch noch eine gewisse Zeit in Anspruch nehmen. 

Bereits in der Presse veröffentliche Pläne der CSU bezüglich der Rückabwicklung – oder besser gesagt der Nichtrückabwicklung – stehen im krassen Gegensatz zu den Vorstellungen der Freien Wähler und der Bürgerinitiativen. Zudem kommt ein weiteres Problem immer deutlicher zum Vorschein: Es handelt sich dabei um die sogenannte „Erstmalige Herstellung“ von Straßen, die bereits seit Jahrzehnten existieren – nicht zu verwechseln mit einer „echten“ Ersterschließung in einem Neubaugebiet. Das Kommunalabgabengesetz wurde 2016 in diesem Punkt zwar geändert, aber die etwas bürgerfreundlichere Neuregelung tritt erst am 1. April 2021 in Kraft. Unsere Forderung: Wenn die Strabs ab 1. Januar 2018 abgeschafft wird, muss gleichzeitig auch diese Gesetzesänderung in Kraft treten. Ansonsten könnten Städte und Gemeinden einige oder alle dieser Uralt-Straßen noch schnell vor dem Stichtag „ersterschließen“ und 90 Prozent der Kosten von den Anliegern kassieren. Auch bei dieser Problematik wird – bis bisher bei der Strabs – mancherorts Druck auf die Kommunen ausgeübt. 

Renate Müller konnte auch eine positive Meldung weitergeben: In der niedersächsischen Landeshauptstadt Hannover haben Vertreter verschiedener Vereine, Verbände, Bündnisse und Aktionsplattformen gegen Straßenausbaubeiträge aus sechs Bundesländern den Start gemeinsamer bundesweiter Aktivitäten vereinbart. 
Vor dem Hintergrund von Gesetzesinitiativen und anstehenden Anhörungen in den Landtagen Bayerns, Hessens und Niedersachsens werden in einem ersten Schritt ab sofort unter dem Schlagwort „Deutschland ohne Straßenausbaubeiträge“ mit dem gemeinsamen Logo „Rote Karte für die Strabs“ eine gemeinsame Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, die bundesweite Vernetzung sowie die koordinierte Ansprache von Mandats- und Funktionsträgern auf allen politischen Ebenen öffentlich sichtbar gemacht. Die Initiatoren sind u. a. die „Allianz gegen Straßenausbaubeitrag in Bayern“, die „AG Straßenbeitragsfreies Hessen“ und verschiedene Wohneigentümerverbände.
 _Ansprechpartnerinnen für Rückfragen:_* 
*Renate Müller, Tel. 0 88 61 - 49 12**

Am 9. April findet die 22. Montagsdemo gegen die Strabs statt. Wie immer von 18:15 - 18:30 Uhr zwischen Rathaus und Kirche in der Altstadt von Schongau. 


;Werner E. Niederdraenk,König-Heinrich-Str.57 c, 97082 Würzburg,Tel.0931-77496 
w.e.niederdraenk@googlemail.com;    

Heinrich Kellermann, Waldmanngasse 8, 92331 Parsberg, Tel.: 09492/5236 

he.kellermann@gmail.com
Josef Butzmann,  89264 Weißenhorn,  Tel.: 07309 - 2528                                                   fffbayern@gmx.net
Dr.Rainer Gottwald, 86899 Landsberg a.L.,St.-Ulrich-Str.11,Tel. 08191/922219    info@stratcon.de

